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Der Europäische Wirtschaftsraum  
EWR nach 30 Jahren

von Georges Baur, Forschungsbeauftragter am Liechtenstein-Institut

BEZIEHUNGEN SCHWEIZ – EU

Am 6. Dezember 1992 war die Schweiz 
das einzige Land der Europäischen Frei-
handelsassoziation (EFTA), das dem da-
mals neuen «Europäischen Wirtschafts-
raum» nicht beitrat. Was ist dreissig 
Jahre später aus diesem Abkommen 
geworden, das damals von einigen als 
«Trainingslager» bis zum Beitritt zur Eu-
ropäischen Union betrachtet wurde?

Seit seinem Inkrafttreten am 1. Januar 1994 
funktioniert der Europäische Wirtschafts-
raum EWR über all die Jahre zur Zufrieden-
heit der heute 30 EWR-Staaten sowie der 
EU-Institutionen. Dies zeigt auch, dass die 
EU im EWR gegenüber anderen beitrittsfä-
higen, aber nicht beitrittswilligen Staaten 
die Grundsätze verwirklicht sieht, die sie 
für eine Teilnahme am Binnenmarkt von 
Nicht-EU-Mitgliedstaaten verlangt. 
Die Rechtsübernahme erfolgt dyna-
misch  –  manchmal schneller, manchmal 
weniger schnell, weil z.B. inhaltliche (Uni-
onsbürgerrichtlinie) oder strukturelle (Euro-
päische Finanzdienstleistungsaufsichtsbe-
hörden) Anpassungen notwendig sind.  
Da das EWR-Abkommen in erster Linie ein 
Abkommen zugunsten von Bürger:innen 
und Unternehmen ist, können sich diese 
auch in Island, Liechtenstein und Norwe-
gen z.B. gegen Zumutungen der eigenen 
Behörden wehren. Dafür sorgen eine 
Aufsichtsbehörde und ein Gerichtshof der 
drei EWR/EFTA-Staaten. Bei der Ausle-
gung von EWR-Recht, also der übernom-
menen EU-Rechtsakte, orientiert sich  
letzterer an der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH), so wie  
dieser seiner Rechtsprechung gege
benenfalls früher ergangene Entscheidun-
gen des EFTA-Gerichtshofs zugrunde legt. 
Der EFTA-Gerichtshof berücksichtigt aber 
durchaus auch die Besonderheiten des 
EWR, beispielsweise, dass er keine Zoll
union ist.

Der EFTA-Gerichtshof, wie auf der EU-Sei-
te der EuGH, entscheidet Streitfälle, an de-
nen Bürger:innen, Unternehmen, staatli-
che Behörden oder auch die Überwa-
chungsbehörde selbst beteiligt sind. Dies 
führt wiederum zu einer weitgehend über-
einstimmenden Praxis der beiden Gerich-
te. In der Folge kommt es äusserst selten 
zu Differenzen zwischen den EFTA-Staaten 
und der EU-Seite. Diese wurden bisher alle 
im Gemeinsamen EWR-Ausschuss (Joint 
Committee) beigelegt. Zu einem Streit-
schlichtungsverfahren ist es zwischen  
den Vertragsparteien daher noch nie ge-
kommen.
Wie sehen die drei EWR/EFTA-Staaten den 
EWR? Island hat zwar 2009 einen EU-Bei-
trittsantrag gestellt, diesen aber 2015 wie-
der zurückgezogen. Liechtenstein hat durch 
den EWR-Beitritt an Souveränität gewon-
nen. Gegen Ende der 1980er-Jahre drohte 
Liechtenstein durch sein Vertragsverhältnis 
mit der Schweiz – bis dahin durchaus selbst 
gewollt – zu einem Kanton ohne Rechte zu 
werden. Im Vergleich dazu teilt das Land 
heute in Binnenmarktangelegenheiten sei-
ne Souveränität mit 29 anderen, zum Teil 
wesentlich grösseren europäischen Staa-
ten. Die Zustimmung zur EWR-Mitglied-
schaft ist in Liechtenstein von 55,8% (1992) 
auf ca. 75% (2020) gestiegen. Schaut man 
sich schliesslich Norwegen an, so ist der 
EWR derzeit geradezu als staatlicher Kom-
promiss anzuschauen: Die norwegische 
Bevölkerung hat 1972 und 1994 einen EU-
Beitritt abgelehnt. Gleichzeitig bestehen 
die Regierungen der letzten Jahrzehnte zu-
meist aus Koalitionen, bei welchen die füh-
rende Grosspartei, also die Arbeiterpartei 
oder die Konservativen, für einen EU-Bei-
tritt ist, ihre jeweiligen kleineren Koalitions-
partner aber zumeist nicht. Deshalb ist der 
EWR in der norwegischen Politik, kurz 
gesagt, nicht verhandelbar, da er das innen-
politische Gleichgewicht zwischen den 
aussenpolitischen Positionen garantiert. ★
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